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Mitteilung des Senats vom 28. Februar 2012

Information gemäß Artikel 79 der Landesverfassung über wesentliche Angelegen-
heiten im Beratungsverfahren des Bundesrates

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen hat in seiner Sitzung am 28. Februar 2012
beschlossen, dem Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz

Entschließung des Bundesrates „Umgehung von Arbeitnehmerschutzrechten
durch Werkverträge verhindern – jetzt“

beizutreten.

Der Senat bittet um Kenntnisnahme.
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Antrag 
der Länder  
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 

 

Entschließung des Bundesrates "Umgehung von 
Arbeitnehmerschutzrechten durch Werkverträge verhindern - 
jetzt" 

 

      Die Ministerpräsidentin      Düsseldorf, den 22. Februar 2012 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Horst Seehofer 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

die Landesregierungen von Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz haben 

beschlossen, dem Bundesrat den als Anlage beigefügten Antrag für eine 

 Entschließung des Bundesrates „Umgehung von Arbeitnehmerschutz-

 rechten durch Werkverträge verhindern – jetzt“ 

zuzuleiten. 

Ich bitte, den Entschließungsantrag gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung 

auf die Tagesordnung der Bundesratssitzung am 2. März 2012 zu setzen und 

anschließend den zuständigen Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Hannelore Kraft 
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